
 

 

 
 
 

Anlage: 
 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG-neu) 
 
§1 BDSG-neu 
 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch 
 
1. öffentliche Stellen des Bundes, 
 
2. öffentliche Stellen der Länder, soweit der 
Datenschutz nicht durch Landesgesetz geregelt 
ist und soweit sie Bundesrecht ausführen oder 
als Organe der Rechtspflege tätig werden und 
es sich nicht um Verwaltungsangelegenheiten 
handelt. 
 
3. Für nichtöffentliche Stellen gilt dieses Gesetz 
für die ganz oder teilweise automatisierte 
Verarbeitung personenbezogener Daten sowie 
die nichtautomatisierte Verarbeitung 
personenbezogener Daten, die in einem 
Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert 
werden sollen, es sei denn, die Verarbeitung 
durch natürliche Personen erfolgt zur Ausübung 
ausschließlich persönlicher oder familiärer 
Tätigkeiten. 
 
(2) Andere Rechtsvorschriften des Bundes über 
den Datenschutz gehen den Vorschriften 
dieses Gesetzes vor. Regeln sie einen 
Sachverhalt, für den dieses Gesetz gilt, nicht 
oder nicht abschließend, finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes Anwendung. Die Verpflichtung 
zur Wahrung gesetzlicher 
Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder 
besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf 
gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt 
unberührt. 
 
(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes gehen 
denen des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhalts 
personenbezogene Daten verarbeitet werden. 
 
(4) Dieses Gesetz findet Anwendung auf 
öffentliche Stellen. Auf nichtöffentliche Stellen 
findet es Anwendung, sofern 
der Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter 
personenbezogene Daten im Inland verarbeitet, 

die Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Rahmen der Tätigkeiten einer inländischen 
Niederlassung des Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiters erfolgt oder der 
Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter zwar 
keine Niederlassung in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum hat, er aber in 
den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72) fällt. 
Sofern dieses Gesetz nicht gemäß Satz 2 
Anwendung findet, gelten für den 
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter nur 
die §§ 8 bis 21, 39 bis 44. 
 
(5) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
keine Anwendung, soweit das Recht der 
Europäischen Union, im Besonderen die 
Verordnung (EU) 2016/679 in der jeweils 
geltenden Fassung, unmittelbar gilt. 
 
(6) Bei Verarbeitungen zu Zwecken gemäß 
Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/679 stehen 
die Vertragsstaaten des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum und die 
Schweiz den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union gleich. Andere Staaten gelten insoweit 
als Drittstaaten. 
 
(7) Bei Verarbeitungen zu Zwecken gemäß 
Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
zuständigen Behörden zum Zweck der 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) stehen die bei 
der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung 



 

 

des Schengen-Besitzstands assoziierten 
Staaten den Mitgliedstaaten der Europäischen  
Union gleich. 2Andere Staaten gelten insoweit 
als Drittstaaten. 
 
(8) Für Verarbeitungen personenbezogener 
Daten durch öffentliche Stellen im Rahmen von 
nicht in die Anwendungsbereiche der 
Verordnung (EU) 2016/679 und der Richtlinie 
(EU) 2016/680 fallenden Tätigkeiten finden die 
Verordnung (EU) 2016/679 und die Teile 1 und 
2 dieses Gesetzes entsprechend Anwendung, 
soweit nicht in diesem Gesetz oder einem 
anderen Gesetz Abweichendes geregelt ist. 
 
 
§42 BDSG-neu 
 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich 
nicht allgemein zugängliche 
personenbezogene Daten einer großen Zahl 
von Personen, ohne hierzu berechtigt zu sein, 
 
1. einem Dritten übermittelt oder 
 
2. auf andere Art und Weise zugänglich macht 
und hierbei gewerbsmäßig handelt. 
 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
personenbezogene Daten, die nicht allgemein 
zugänglich sind, 
 
1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet 
oder 
 
2. durch unrichtige Angaben erschleicht und 
hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht 
handelt, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen. 
 
(3) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 
Antragsberechtigt sind die betroffene Person, 
der Verantwortliche, die oder der 
Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehörde. 
 
(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der 
Verordnung (EU) 2016/679 oder eine 
Benachrichtigung nach Artikel 34 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem 
Strafverfahren gegen den Meldepflichtigen oder 
Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 
1 der Strafprozessordnung bezeichneten  
 

 
Angehörigen nur mit Zustimmung des 
Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden 
verwendet werden. 
 
§ 43 BDSG-neu 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. entgegen § 30 Absatz 1 ein 
Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt oder 
 
2. entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen 
Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden. 
Gegen Behörden und sonstige öffentliche 
Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 werden keine 
Geldbußen verhängt. 
Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung 
(EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung 
nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/679 darf in einem Verfahren nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten gegen den 
Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder 
seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung 
bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung 
des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden 
verwendet werden. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 
 
1. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht 
allgemein zugänglich sind, erhebt oder 
verarbeitet, 
 
2. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht 
allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels 
automatisierten Verfahrens bereithält, 
 
3. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht 
allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder 
einem anderen aus automatisierten 
Verarbeitungen oder nicht automatisierten 
Dateien verschafft, 
 
4. die Übermittlung von personenbezogenen 
Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, 
durch unrichtige Angaben erschleicht, 



 

 

5. entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 
1, auch in Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 Abs. 
1 Satz 1 oder § 40 Abs. 1, die übermittelten 
Daten für andere Zwecke nutzt, 
 
5a. entgegen § 28 Absatz 3b den Abschluss 
eines Vertrages von der Einwilligung des 
Betroffenen abhängig macht, 
 
5b. entgegen § 28 Absatz 4 Satz 1 Daten für 
Zwecke der Werbung oder der Markt- oder 
Meinungsforschung verarbeitet oder nutzt, 
 
6. entgegen § 30 Absatz 1 Satz 2, § 30a Absatz 
3 Satz 3 oder § 40 Absatz 2 Satz 3 ein dort 
genanntes Merkmal mit einer Einzelangabe 
zusammenführt oder 
 
7. entgegen § 42a Satz 1 eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht. 
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Fall des 
Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro, in den Fällen des 
Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu 
dreihunderttausend Euro geahndet werden. Die 
Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den 
der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen 
hat, übersteigen. Reichen die in Satz 1 
genannten Beträge hierfür nicht aus, so können 
sie überschritten werden. 
 
§ 53 BDSG-neu 
 
Mit Datenverarbeitung befasste Personen 
dürfen personenbezogene Daten nicht 
unbefugt verarbeiten (Datengeheimnis). Sie 
sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das 
Datengeheimnis zu verpflichten. Das 
Datengeheimnis besteht auch nach der 
Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 
 
 
Gesetz zum Schutz von 
Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) 
 
§ 2 GeschGehG 
 
(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist 
Geschäftsgeheimnis eine Information  
 
 
 
 

1. die weder insgesamt noch in der genauen 
Anordnung und Zusammensetzung ihrer 
Bestandteile den Personen in den Kreisen, die  
üblicherweise mit dieser Art von Informationen 
umgehen, allgemein bekannt oder ohne 
Weiteres zugänglich ist und daher von 
wirtschaftlichem Wert ist und 
 
2. die Gegenstand von den Umständen nach 
angemessenen Geheimhaltungsmaßnahmen 
durch ihren rechtmäßigen Inhaber ist und 
 
3. bei der ein berechtigtes Interesse an der 
Geheimhaltung besteht; 
 
(2) Inhaber eines Geschäftsgeheimnisses ist 
jede natürliche oder juristische Person, die die 
rechtmäßige Kontrolle über ein 
Geschäftsgeheimnis hat; 
 
(3) Rechtsverletzer ist jede natürliche oder 
juristische Person, die entgegen § 4 ein 
Geschäftsgeheimnis rechtswidrig erlangt, nutzt 
oder offenlegt; Rechtsverletzer ist nicht, wer 
sich auf eine Ausnahme nach § 5 berufen kann; 
 
(4) rechtsverletzendes Produkt ist ein Produkt, 
dessen Konzeption, Merkmale, 
Funktionsweise, Herstellungsprozess oder 
Marketing in erheblichem Umfang auf einem 
rechtswidrig erlangten, genutzten oder 
offengelegten Geschäftsgeheimnis beruht. 
 
 
Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 
Artikel 5 DSGVO 
 
(1) Personenbezogene Daten müssen 
 
a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und 
Glauben und in einer für die betroffene Person 
nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden 
(„Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und 
Glauben, Transparenz“); 
 
b) für festgelegte, eindeutige und legitime 
Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in 
einer mit diesen Zwecken nicht zu 
vereinbarenden Weise weiterverarbeitet 
werden; eine Weiterverarbeitung für im 
öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, 
für  
 



 

 

wissenschaftliche oder historische 
Forschungszwecke oder für statistische 
Zwecke gilt gemäß Artikel 89 Absatz 1 nicht als 
unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken 
(„Zweckbindung“); 
 
c) dem Zweck angemessen und erheblich 
sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sein 
(„Datenminimierung“); 
 
d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf 
dem neuesten Stand sein; es sind alle 
angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit 
personenbezogene Daten, die im Hinblick auf 
die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, 
unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden 
(„Richtigkeit“); 
 
e) in einer Form gespeichert werden, die die 
Identifizierung der betroffenen Personen nur so 
lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die 
sie verarbeitet werden, erforderlich ist; 
personenbezogene Daten dürfen länger 
gespeichert werden, soweit die 
personenbezogenen Daten vorbehaltlich der 
Durchführung geeigneter technischer und 
organisatorischer Maßnahmen, die von dieser 
Verordnung zum Schutz der Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Person gefordert 
werden, ausschließlich für im öffentlichen 
Interesse liegende Archivzwecke oder für 
wissenschaftliche und historische 
Forschungszwecke oder für statistische 
Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet 
werden („Speicherbegrenzung“); 
 
f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine 
angemessene Sicherheit der 
personenbezogenen Daten gewährleistet, 
einschließlich Schutz vor unbefugter oder 
unrechtmäßiger Verarbeitung und vor 
unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter 
Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung 
durch geeignete technische und 
organisatorische Maßnahmen („Integrität und 
Vertraulichkeit“); 
 
(2) Der Verantwortliche ist für die Einhaltung 
des Absatzes 1 verantwortlich und muss 
dessen Einhaltung nachweisen können 
(„Rechenschaftspflicht“). 
 
 
 

Art. 32 DSGVO 
 
(1) Unter Berücksichtigung des Stands der 
Technik, der Implementierungskosten und der 
Art, des Umfangs, der Umstände und der 
Zwecke der Verarbeitung sowie der 
unterschiedlichen Eintritts-wahrscheinlichkeit 
und Schwere des Risikos für die Rechte und 
Freiheiten natürlicher Personen treffen der 
Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter 
geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen, um ein dem Risiko 
angemessenes Schutzniveau zu 
gewährleisten; diese Maßnahmen schließen 
gegebenenfalls unter anderem Folgendes ein: 

 
a) die Pseudonymisierung und 

Verschlüsselung 
personenbezogener Daten; 

 
b) die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, 

Integrität, Verfügbarkeit und 
Belastbarkeit der Systeme und 
Dienste im Zusammenhang mit der 
Verarbeitung auf Dauer 
sicherzustellen; 

 
c) die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der 

personenbezogenen Daten und den 
Zugang zu ihnen bei einem 
physischen oder technischen 
Zwischenfall rasch 
wiederherzustellen; 

 
d) ein Verfahren zur regelmäßigen 

Überprüfung, Bewertung und 
Evaluierung der Wirksamkeit der 
technischen und organisatorischen 
Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Verarbeitung. 

(2) Bei der Beurteilung des angemessenen 
Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken 
zu berücksichtigen, die mit der Verarbeitung 
verbunden sind, insbesondere durch - ob 
unbeabsichtigt oder unrechtmäßig - 
Vernichtung, Verlust, Veränderung oder 
unbefugte Offenlegung von beziehungsweise 
unbefugtem Zugang zu personenbezogenen  

 



 

 

Daten, die übermittelt, gespeichert oder auf 
andere Weise verarbeitet wurden. 

(3) Die Einhaltung genehmigter 
Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 oder eines 
genehmigten Zertifizierungsverfahrens gemäß 
Artikel 42 kann als Faktor herangezogen 
werden, um die Erfüllung der in Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels genannten 
Anforderungen nachzuweisen. 

(4) Der Verantwortliche und der 
Auftragsverarbeiter unternehmen Schritte, um 
sicherzustellen, dass ihnen unterstellte 
natürliche Personen, die Zugang zu 
personenbezogenen Daten haben, diese nur 
auf Anweisung des Verantwortlichen 
verarbeiten, es sei denn, sie sind nach dem 
Recht der Union oder der Mitgliedstaaten zur 
Verarbeitung verpflichtet. 

Artikel 82 DSGVO 
(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes 
gegen diese Verordnung ein materieller oder 
immaterieller Schaden entstanden ist, hat 
Anspruch auf Schadenersatz gegen den 
Verantwortlichen oder gegen den 
Auftragsverarbeiter. 
(2) Jeder an einer Verarbeitung beteiligte 
Verantwortliche haftet für den Schaden, der 
durch eine nicht dieser Verordnung 
entsprechende Verarbeitung verursacht wurde. 
Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch 
eine Verarbeitung verursachten Schaden nur 
dann, wenn er seinen speziell den 
Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus 
dieser Verordnung nicht nachgekommen ist 
oder unter Nichtbeachtung der rechtmäßig 
erteilten Anweisungen des für die 
Datenverarbeitung Verantwortlichen oder 
gegen diese Anweisungen gehandelt hat. 
(3) Der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter wird von der Haftung 
gemäß Absatz 2 befreit, wenn er nachweist, 
dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, 
durch den der Schaden eingetreten ist, 
verantwortlich ist. 
(4) Ist mehr als ein Verantwortlicher oder mehr 
als ein Auftragsverarbeiter bzw. sowohl ein 
Verantwortlicher als auch ein 
Auftragsverarbeiter an derselben Verarbeitung 
beteiligt und sind sie gemäß den Absätzen 2 
und 3 für einen durch die Verarbeitung  
 
 

verursachten Schaden verantwortlich, so haftet 
jeder Verantwortliche oder jeder 
Auftragsverarbeiter für den gesamten Schaden, 
damit ein wirksamer Schadensersatz für die 
betroffene Person sichergestellt ist. 
(5) Hat ein Verantwortlicher oder 
Auftragsverarbeiter gemäß Absatz 4 
vollständigen Schadenersatz für den erlittenen 
Schaden gezahlt, so ist dieser Verantwortliche 
oder Auftragsverarbeiter berechtigt, von den 
übrigen an derselben Verarbeitung beteiligten 
für die Datenverarbeitung Verantwortlichen 
oder Auftragsverarbeitern den Teil des 
Schadenersatzes zurückzufordern, der unter 
den in Absatz 2 festgelegten Bedingungen 
ihrem Anteil an der Verantwortung für den 
Schaden entspricht. 
(6) Mit Gerichtsverfahren zur Inanspruchnahme 
des Rechts auf Schadenersatz sind die 
Gerichte zu befassen, die nach den in Artikel 79 
Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats zuständig sind. 
 
Art. 83 DSGVO 
(1) Jede Aufsichtsbehörde stellt sicher, dass die 
Verhängung von Geldbußen gemäß diesem 
Artikel für Verstöße gegen diese Verordnung 
gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 in jedem 
Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend ist. 

(2) Geldbußen werden je nach den Umständen 
des Einzelfalls zusätzlich zu oder anstelle von 
Maßnahmen nach Artikel 58 Absatz 2 
Buchstaben a bis h und j verhängt. Bei der 
Entscheidung über die Verhängung einer 
Geldbuße und über deren Betrag wird in jedem 
Einzelfall Folgendes gebührend berücksichtigt: 

 
a) Art, Schwere und Dauer des 

Verstoßes unter Berücksichtigung 
der Art, des Umfangs oder des 
Zwecks der betreffenden 
Verarbeitung sowie der Zahl der 
von der Verarbeitung betroffenen 
Personen und des Ausmaßes des 
von ihnen erlittenen Schadens; 

 
b) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit 

des Verstoßes; 
 

 
c) jegliche von dem Verantwortlichen 

oder dem Auftragsverarbeiter 

https://dejure.org/gesetze/DSGVO/40.html
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getroffenen Maßnahmen zur 
Minderung des den betroffenen 
Personen entstandenen Schadens; 

 
d) Grad der Verantwortung des 

Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters unter 
Berücksichtigung der von ihnen 
gemäß den Artikeln 25 
und 32 getroffenen technischen 
und organisatorischen 
Maßnahmen; 

 
e) etwaige einschlägige frühere 

Verstöße des Verantwortlichen oder 
des Auftragsverarbeiters; 

 
f) Umfang der Zusammenarbeit mit 

der Aufsichtsbehörde, um dem 
Verstoß abzuhelfen und seine 
möglichen nachteiligen 
Auswirkungen zu mindern; 

 
g) Kategorien personenbezogener 

Daten, die von dem Verstoß 
betroffen sind; 

 
h) Art und Weise, wie der Verstoß der 

Aufsichtsbehörde bekannt wurde, 
insbesondere ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang 
der Verantwortliche oder der 
Auftragsverarbeiter den Verstoß 
mitgeteilt hat; 

 
i) Einhaltung der nach 

Artikel 58 Absatz 2 früher gegen 
den für den betreffenden 
Verantwortlichen oder 
Auftragsverarbeiter in Bezug auf 
denselben Gegenstand 
angeordneten Maßnahmen, wenn 
solche Maßnahmen angeordnet 
wurden; 

 
j) Einhaltung von genehmigten 

Verhaltensregeln nach 
Artikel 40 oder genehmigten 

Zertifizierungsverfahren nach 
Artikel 42 und 
 

 
k) jegliche anderen erschwerenden 

oder mildernden Umstände im 
jeweiligen Fall, wie unmittelbar oder 
mittelbar durch den Verstoß 
erlangte finanzielle Vorteile oder 
vermiedene Verluste. 

(3) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein 
Auftragsverarbeiter bei gleichen oder 
miteinander verbundenen 
Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen mehrere Bestimmungen 
dieser Verordnung, so übersteigt der 
Gesamtbetrag der Geldbuße nicht den Betrag 
für den schwerwiegendsten Verstoß. 

(4) Bei Verstößen gegen die folgenden 
Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 
2 Geldbußen von bis zu 10 000 000 EUR oder 
im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 % 
seines gesamten weltweit erzielten 
Jahresumsatzes des vorangegangenen 
Geschäftsjahrs verhängt, je nachdem, welcher 
der Beträge höher ist: 

 
a) die Pflichten der Verantwortlichen 

und der Auftragsverarbeiter gemäß 
den Artikeln 8, 11, 25 bis 39, 42 und 
43; 

 
b) die Pflichten der 

Zertifizierungsstelle gemäß den 
Artikeln 42 und 43; 

 
c) die Pflichten der 

Überwachungsstelle gemäß 
Artikel 41 Absatz 4. 

(5) Bei Verstößen gegen die folgenden 
Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 
2 Geldbußen von bis zu 20 000 000 EUR oder 
im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % 
seines gesamten weltweit erzielten 
Jahresumsatzes des vorangegangenen 
Geschäftsjahrs verhängt, je nachdem, welcher 
der Beträge höher ist: 



 

 

 
a) die Grundsätze für die 

Verarbeitung, einschließlich der 
Bedingungen für die Einwilligung, 
gemäß den Artikeln 5, 6, 7 und 9; 

 

 

 
b) die Rechte der betroffenen Person 

gemäß den Artikeln 12 bis 22; 

 
c) die Übermittlung 

personenbezogener Daten an einen 
Empfänger in einem Drittland oder 
an eine internationale Organisation 
gemäß den Artikeln 44 bis 49; 

 
d) alle Pflichten gemäß den 

Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten, die im Rahmen des 
Kapitels IX erlassen wurden; 

 
e) Nichtbefolgung einer Anweisung 

oder einer vorübergehenden oder 
endgültigen Beschränkung oder 
Aussetzung der Datenübermittlung 
durch die Aufsichtsbehörde gemäß 
Artikel 58 Absatz 2 oder 
Nichtgewährung des Zugangs unter 
Verstoß gegen Artikel 58 Absatz 1. 

(6) Bei Nichtbefolgung einer Anweisung der 
Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 
werden im Einklang mit Absatz 2 des 
vorliegenden Artikels Geldbußen von bis zu 
20 000 000 EUR oder im Fall eines 
Unternehmens von bis zu 4 % seines gesamten  

weltweit erzielten Jahresumsatzes des 
vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt, je 
nachdem, welcher der Beträge höher ist. 

(7) Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der 
Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 58 Absatz 2 
kann jeder Mitgliedstaat Vorschriften dafür 
festlegen, ob und in welchem Umfang gegen 
Behörden und öffentliche Stellen, die in dem 
betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind, 
Geldbußen verhängt werden können. 

(8) Die Ausübung der eigenen Befugnisse 
durch eine Aufsichtsbehörde gemäß diesem 
Artikel muss angemessenen 
Verfahrensgarantien gemäß dem Unionsrecht 
und dem Recht der Mitgliedstaaten, 
einschließlich wirksamer gerichtlicher 
Rechtsbehelfe und ordnungsgemäßer 
Verfahren, unterliegen. 

(9) Sieht die Rechtsordnung eines 
Mitgliedstaats keine Geldbußen vor, kann 
dieser Artikel so angewandt werden, dass die 
Geldbuße von der zuständigen 
Aufsichtsbehörde in die Wege geleitet und von 
den zuständigen nationalen Gerichten verhängt 
wird, wobei sicherzustellen ist, dass diese 
Rechtsbehelfe wirksam sind und die gleiche 
Wirkung wie die von Aufsichtsbehörden 
verhängten Geldbußen haben. In jeden Fall 
müssen die verhängten Geldbußen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. Die 
betreffenden Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission bis zum 25. Mai 2018 die 
Rechtsvorschriften mit, die sie aufgrund dieses 
Absatzes erlassen, sowie unverzüglich alle 
späteren Änderungsgesetze oder Änderungen 
dieser Vorschriften. 

 

 


